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Union bietet Pakt für 
Deutschland an 

D|e Vorsitzende der CDU 

Deutschlands, Angela Mer- 
ke|»   hat   Bundeskanzler 
Gerhard Schröder Untä- 

•gkeit gegen die Rekord- 
arbeitslosigkeit    vorge- 
worfen. 

Nach einem Treffen mit 
der nordrhein-westfälischen 

CDU-Landtagsfraktion sag- 

te sie, 5,2 Millionen Arbeits- 
lose bundesweit und über 
eine Million in Nordrhein- 

Westfalen seien ein 

Briefwechsel 
der Vorsitzenden 
von CDU, Angela 
Merkel, und CSU, 
Edmund Stoiber, 
mit dem Bundes- 

kanzlerinder 
Dokumentation 

im Innenteil 
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trittsverhandlungen mit 
Kroatien (S. 9) P.Pazi- 
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entwickeln - Klimaschutz- 
programm vorlegen (S. 10) 

A. Schavan „Weichen für 
bessere Bildung und nach- 
haltige Lernkultur sind ge- 
stellt" (S. 11) V. Kauder: 
Rot-Grün machtarm (S. 12) 

Hintergrund: „Zweiter 
Armuts- und Reich- 
tumsbericht" (S. 12) H. 
Heiderich: Künast atta- 
ckiert Freiheit der Wissen- 
schaft! (S. 13-14) A. Mer- 
kel: Fischerhatseine Amts- 
pflichten schwer verletzt 
(S. 13) Aus der Bundes- 
tagsfraktion(Seite 13-16) 

• trauriger Rekord. Es 
sei „vollkommen inakzepta- 

bel, die Hände jetzt in den 
Schoß zu legen". Die CDU 
kritisiere die Erklärung Schrö- 
ders, er habe das ihm Mögli- 
che getan, um die Arbeits- 
marktreform nach vorne zu 
bringen. „Das reicht nicht", 
betonte Merkel. Die Bun- 
desregierung sende die fal- 
schen Signale aus. 

Die CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag 
werde mit eigenen Vor- 
schlägen Druck auf die Bun- 
desregierung machen. Sie 
werde vor allem dagegen 
vorgehen, dass „unsinnige, 
arbeitsmarktfeindliche, be- 

schäftigungsfeindliche Ge- 
setze" auf die Tagesordnung 
kämen wie zum Beispiel das 
Antidiskriminierungsgesetz. 

Die Unternehmen brauch- 
ten bessere Rahmenbedin- 
gungen, sagte Merkel. Nötig 
sei unter anderem ein Pro- 
gramm für den Mittelstand 
und für niedrigere Energie- 

preise. 
Der nordrhein-westfäli- 

scheCDU-Partei-und Frakti- 
onsvorsitzende Jürgen Rütt- 

gers erklärte, er sei ent- 
schlossen, die Landtagswahl 

Jürgen Rüttgers und Angela Merkel 

am 22. Mai zu gewinnen, um 
das Land nach 39 Jahren 

SPD-Herrschaft wieder auf 
Wachstumskurs zu bringen. 
Nötig sei eine andere Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarkt- 

politik. Unteranderem müss- 

ten alle Arbeitnehmer „wie 
der mehr arbeiten für das- 

selbe Geld". 
Die erschreckend hohen 

Arbeitslosenzahlen haben 
die Vorsitzenden von CDU 
und CSU, Angela Merkel und 
Edmund Stoiber, zum Anlass 

genommen, in zwei gemein- 
samen Briefen an Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 

eine Zusammenarbeit i^1 

Kampf gegen die Massenar- 

beitslosigkeit anzubieten. 
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Kanzler Schröder kapituliert 
Nach Bekanntwerden der 
Rekordarbeitslosigkeit ha- 
ben CDU und CSU der Bun- 

desregierung Tatenlosig- 
keit vorgeworfen und un- 

verzüglich eine steuerliche 
Entlastung des Mittelstan- 
desgefordert. 

Zur Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit hat die Union 
der Bundesregierung eine 
Zusammenarbeit bei der 
Durchsetzung einer Unter- 
nehmensteuerreform ange- 
boten. „Wir sind bereit, mit 
Rot-Grün im Interesse der 
Menschen zusammenzuar- 
beiten", sagte CDU-General- 

sekretär Volker Kauder auf 
einer gemeinsamen Presse- 
konferenz mit CSU-General- 
sekretär Söder im Konrad- 

CSU-Generalsekretär Markus Söder und CDU-Generalsekretär Volker Kauder 

Ä> 
Arbeitsmarkt 
im Februar 
Arbeltslose in Mio. 

Febr. '04       Jan. '05        Febr. '05 
5,22 

5,0-4,64—^. 
Deutschland O       '.' 

West 

11,1 

Quote* in ° •M 
Dtld. 12,1 12,6 

| W 8,9 9,9 10,4 

1 ° 19,4 20,5 207 

"Gezogen aut alle zivilen Erwerbspersonen 
Quelle: Bundesagentur lur Arbeit 

Adenauer-Haus. 
Volker Kauder forderte 

die Bundesregierung auf, 
umgehend Eckpunkte für 
eine steuerliche Entlastung 
des Mittelstandes vorzule- 
gen. Der CDU-Generalse- 
kretär hielt der Bundesregie- 

rung vor, kein Konzept 
II zu haben, wie die Mas- 

Jj senarbeitslosigkeit zu 
bekämpfen sei. Die Poli- 
tik von Rot-Grün sei 
durch „Planlosigkeit, 
handwerkliche Fehler 
und Ideenlosigkeit" ge- 

kennzeichnet. Statt das 
Hauptproblem des Lan- 
des, die Arbeitslosigkeit, 

zu bekämpfen, beschäf- 
tige sich Rot-Grün mit 
sich selbst, sagte der 
CDU-Generalsekretär 

mit Blick auf den Streit 
zwischen Finanz- und 
Wirtschaftsminister über 

eine neue Unternehmens- 
besteuerung. In Berlin regie- 
re nicht der Kanzler, „in Ber- 
lin regieren Hilflosigkeit und 
Ratlosigkeit," so Kauder. 
„Wir brauchen einen konse- 
quenten Bürokratieabbau, 
Steuerentlastungen und 
eine zukunftsfähige Energie- 
politik." 

Volker Kauder rechnete 
vor, dass allein in Nordrhein- 
Westfalen eine Million Men- 
schen ohne Arbeit seien. Rot- 
Grün werde dafür die Quit- 
tung bei der Landtagswahl 
am 22. Mai bekommen, sagte 
der CDU-Generalsekretär. 
Dem Bundeskanzler hielt er 
vor, kapituliert zu haben und 
nichts zu tun. „Statt anzu- 
packen, wartet Schröder ab", 
sagte Kauder.Södersagtedie 
Unterstützung der CSU bei 

einer Reform der Unterneh- 
mensbesteuerung zu. 
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Arbeitsmarkt 

Arbeitslosigkeit 

„Diese Regierung 
verweigert die Arbeit." 
5,216 Millionen Arbeitslose meldet die Agentur für Arbeit am 1. März 2005. So viele wie noch nie in der 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Pro Werktag gehen dem Land bis zu 1.000 Sozialversiche- 

rungspflichtige Arbeitsplätze verloren. 

Rot-Grün hat aufgegeben 
• „An irgendwelche Beschäftigungsprogramme glaube ich nicht. [...] Wir bekommen die Arbeitslosigkeit nicht weg." 

Wirtschaftsminister Clement, FAZ 23.3.2003. 

• „Die Nürnberger Zahlen nehme ich schon seit langem nicht mehr ernst" 

Wirtschaftsminister Clement, dpa 6.9.2003 

• „Wir haben jedenfalls mit der Arbeitsmarktreform unser Möglichstes zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit getan." 

Kanzler Schröder im Stern-Interview, 29.12.2004 

CDU-Generalsekretär Volker Kauder: „Was diese Bundesregierung macht, ist glatte Arbeitsverweigerung. 

Und das ist in jedem Betrieb ein Grund zur fristlosen Kündigung." 

Anpacken statt abwarten 
• Die CDU bietet einen „Pakt für Deutschland" an. 10 Punkte, die sofort umgesetzt werden können, um mehr 

Arbeit und Wachstum zu schaffen. Mehr dazu unter: www.pakt-fuer-deutschland.de 

• Die CDU wird keine Gesetze beschließen, die Deutschland im internationalen Wettbewerb weiter zurück- 

werfen. Durch das rot-grüne Gesetz zur Umsetzung der europäischen Antidiskriminierungsrichtlinie werden 

bis zu 100.000 Arbeitsplätze vernichtet. 

a Die CDU wird alle Politikfelder auf mehr Wachstum und bessere Rahmenbedingungen für mehr Arbeitsplätze 

ausrichten. 

Besser für die Menschen. 

V.I.S.d.P.: CDUBundesgescIUftMtelle | Klingelh6ferstra8e 8 110785 Berlin | lnfogKdu.de | www.cdu.de 
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Arbeitsmarkt 

Bankrotterklärung der rot-grünen 
Arbeitsmarktpolitik 

Diese Regierung steuert 
Deutschland konsequent 
•ns Abseits. Sozialdemokra- 
ten und Grüne betreiben in 
großem Stil Arbeitsplatz- 
abbau und damit letztlich 

Sozialabbau: 
s Bei der Bundestagswahl 
1998 gab es 3,9 Millionen 
Arbeitslose, heute sind es 
S>2 Millionen - der höchste 
Stand seit Bestehen der Bun- 

desrepublik. 
1 Bei der Arbeitslosigkeit 

der gering Qualifizierten ist 
Deutschland „Weltmeister" 
unter den OECD-Staaten 

('fo-Standpunkt Nr. 61 vom 
ll-2.2O05) 

Die Hartz-Gesetze sind er- 
folglos geblieben. Statt zwei 

Millionen weniger Arbeitslo- 
se, wie von Hartz im August 
^002 versprochen, haben wir 

*»3 Millionen mehr Arbeits- 
'°se als 1998. 

Billige Arbeitskräfte aus 

Osteuropa verdrängen deut- 
Sche Arbeitnehmer und füh- 
rer> zu noch mehr Arbeitslo- 
Slgkeit und Lohndumping 

(Report-Sendung vom 28.2. 
3°°5, Stichwort Schlachthö- 
fe). 

* Die Zahl der Erwerbstäti- 
ger1  sowie  der  sozialversi- 

Jherungspflichtig    Beschaf- 
fen sinkt stetig. Nur noch 

Ni 
Karl-Josef Laumann 

i 
26,49 Mio. Menschen sind 
sozialversicherungspf lichtig 
beschäftigt. Im Sommer 2002 
waren es noch 27,6 Mio. sozi- 
alversicherungspflichtig Be- 
schäftigte. Seit Beginn der 
Hartz-Reformen haben wir 
also 1,1 Millionen Steuer- 
und Beitragszahler verloren. 

Der massenhafte Visa- 

Missbrauch - ermöglicht 
durch rot-grüne Politik - 
bringt Tausende Schwarzar- 
beiter nach Deutschland. 
Der wirtschaftliche Schaden 

beläuft sich auf mehrere Mil- 
liarden Euro (ein Durch- 
schnittsverdiener verdient 

etwa 30.000 € im Jahr, die 
hierauf entfallenden Sozial- 

abgaben und Steuern in 
Höhe von gut 18.000 € ge- 
hen dem Staat und den Sozi- 
alversicherungen bei 
Schwarzarbeit verloren). 

Nach neuesten Berech- 
nungen (Welt, 28.2.2005) 
liegen bald nur noch Portu- 
gal und Griechenland in der 
europäischen Wohlstandsli- 
ga hinter Deutschland. 

• Für dieses Jahr ist nur 
noch mit einem Wirtschafts- 
wachstum von etwa 1% zu 
rechnen (Prof. Rürup im Mor- 
genmagazin vom 1.3.2005) 

Der Staat gibt immer mehr 
Geld für Soziales aus und hat 
dadurch immer weniger 
Spielraum für Investitionen. 
Seit 1998 sind die Sozialaus- 
gaben in ununterbrochener 
Reihenfolge schneller ge- 
stiegen als die Wirtschafts- 
kraft. Die Sozialausgaben be- 
zogen auf das Volkseinkom- 
men betrugen 2003 44,3%, 
2,5 Prozentpunkte mehr als 

1998 (knd vom 17.2.2005). 
Hinzu kommt: Ausufernde 

Subventionierung erneuer- 
barer Energien, steigende 
Energiekosten für Verbrau- 

cher und Unternehmen, zu- 
sätzliche Bürokratie für Un- 
ternehmen durch ideolo- 
gisch gefärbte Antidiskrimi- 
nierungsvorschriften usw. 

Karl-Josef Laumann ist 
der Vorsitzende der Arbeits- 

gruppe Wirtschaft und Arbeit 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 
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Arbeitsmarkt 

SCHROD 

„Wir haben jedenfalls mit 
der Arbeitsmarktreform 
unser Möglichstes zur Re- 
duzierung der Arbeitslo- 
sigkeit getan." Gerhard 
Schröder, Stern, 29.12.2004 

Schon vergessen? 
„Wir wollen uns jederzeit 
daran messen lassen, in 
welchem Maße wir zur Be- 
kämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit beitragen" Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder in 
seiner Regierungserklärung 
1998 

„Bis 2002 kann die Zahl 
der Arbeitslosen auf deut- 
lich unter 3,5 Millionen 
sinken" Schröder im Mai 
2000 

„Die Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt ist weiterhin 
ernst. Mittlerweile meh- 
ren sich aber die Zeichen, 
dass die ... Talsohle er- 
reicht ist" Arbeitsminister 
Walter Riester (SPD) im März 
2002 

„Wir haben jetzt den 
Scheitelpunkt der Arbeits- 
losigkeit in diesem Winter 
erreicht" Wirtschaftsminister 
Wolfgang Clement (SPD) im 
März 2003 

„Die insgesamt verbesser- 
te Entwicklung ist unüber- 
sehbar ... Wenn sich die 
positive Entwicklung ver- 
festigt, kann die Zahl der 
Arbeitslosen im Herbst 
erstmals seit langem auf 
etwa vier Millionen sin- 
ken" 

Clement im März 2004 

Katastrophaler Tag für 
Deutschland 

Noch nie seit Gründung 
der Bundesrepublik waren 
über 5,2 Millionen Men- 
schen ohne Arbeit. Das sind 
über 5,2 Millionen schal- 
lende Ohrfeigen für Rot- 

Grün. 
Wolfgang Clement ist 

und bleibt damit der Welt- 
meister der Arbeitslosigkeit. 
Erträgt aiszuständiger Mini- 

ster persönlich die Verant- 
wortung für die höchste Ar- 
beitslosigkeit seit mehr als 
70Jahren. 

Verheerender kann eine 
Regierungsbilanz nicht aus- 
fallen. Wolfgang Clement 
stehtfürdas kolossale Schei- 
tern dieser Bundesregie- 
rung. Wir brauchen endlich 
wieder Verlässlichkeit und 
Stabilität in der Wirtschafts- 
politik. Dazu muss die Ver- 
unsicherung überwunden 
werden, die Rot-Grün in 
weite Teile der Bevölkerung 
getragen hat. 

Denn ein großer Teil der 
Wirtschaftspolitik ist Psy- 
chologie. Vertrauen der Kon- 

sumenten und der Unter- 
nehmen ist das A und O einer 
erfolgreichen Wachstums- 

politik. Was heute verspro- 
chen wird, muss morgen und 
übermorgen noch Geltung 

haben. Nurdann wird konsu- 

Ronald Pofalla 

miert und investiert. 
Die Union hat Rot-Grün 

einen „Pakt für Deutsch- 
land" mit ganz konkreten 
Maßnahmen angeboten, die 
sofort umgesetzt werden 
können und die dazu beitra- 
gen, die Wachstumsbremse 

zu lösen. Was wir von der Re- 
gierung dazu hören, ist ein 
stures Nein ohne jede Dis- 
kussionsbereitschaft. Das ist 
weder im Sinne der Arbeits- 
losen noch der Beschäftig' 
ten. 

Ich fordere den Bundes- 
wirtschaftsminister daher 
auf, umgehend die rot-grüne 
Blockadepolitik zu beenden 
und endlich seiner Verant- 
wortungfür Deutschland g^' 

recht zu werden. 
Ronald Pofalla ist St* 

Vorsitzender der CDU/CSÜ- 

Bundestagsfraktion. 
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Landwirtschaftskongress der NRW-CDU 

Auf uns ist Verlass! 
Die knapp 50.000 landwirt- 
schaftlichen Betriebe sind 
das Rückgrat des ländlichen 
Raums, erklärte der Spit- 
zenkandidat der CDU NRW 
auf dem Agrarkongress der 
nordrhein-westfälischen 
CDU in Soest. 

„Für die CDU NRW sind 
die Bauern der Partner in der 
Landwirtschaftspolitik", be- 
tonte Jürgen Rüttgers. „Die 
Agrar- und Ernährungswirt- 
schaft ist mit über 500.000 

Arbeitsplätzen eine der wich- 
tigsten Branchen unseres 
Landes." Vor über 650 Gas- 
ten in der Soester Stadthalle 

bekräftigte der Landesvor- 
sitzende, dass die CDU für 
»eine flächendeckende, nach- 
haltige und wettbewerbsfä- 
hige Land- und Forstwirt- 
schaft steht." 

Die CDU-Bundesvorsit- 
zende Angela Merkel nahm 
die rot-grüne Landesregie- 
rLJng scharf ins Visier: „Man 
darf die Landwirte nicht 
Weiter gegen den Rest der 
Welt ausspielen. Künast und 
Höhn entziehen der Land- 
Ortschaft den Boden - wir 
vertrauen den Bauern." Mer- 
kel sprach sich gegen eine Be- 
vorzugung bestimmter Be- 
ziehe in Landwirtschaft und 

Umwelt aus. „Wir brauchen 
eir)e Windenergie  mit Au- 

Jürgen Rüttgers und Angela Merkel 

genmaß und 
eine Stär- 
kung der 
Biomasse- 
förderung." 
Sie sicherte 
Rüttgers für 
die Land- 
tagswahl am 
22. Mai die 
volle Unter- 
stützung der 
Bundespartei zu und for- 
dertedieGästeauf.einen Re- 

gierungswechsel in Düssel- 
dorf herbeizuführen. „Nur so 
kann Nordrhein-Westfalen 
wieder einen Spitzenplatz in 
Deutschland einnehmen." 

Der Vorsitzende des Ag- 
rarausschusses der CDU 
NRW, Eckhard Uhlenberg, 
versicherte, dass die CDU 
nach der Landtagswahl wie- 
der ein vernünftiges Klima 
zwischen Landwirtschaft und 

Politik herstellen werde. Ins- 
besondereimHinblickaufdie 

Brüsseler Agrar-Richtlinien 
sei es dringend erforderlich, 
dass Deutschland wieder 
mehr Gewicht in internatio- 
nalen Verhandlungen gewin- 
ne. DieVorsitzendedes Land- 

tagsauschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft, For- 
sten und Naturschutz, Marie- 
Luise Fasse, forderte, dass 
staatliches Handeln wieder 

dafür Sorge tragen müsse, 
dass die Verbraucher in un- 
seren immer komplexer und 
globaler werdenden Märk- 
ten größtmögliche Sicherheit 
und größtmöglichen Schutz 
genießen könnten. „Ideolo- 
gische Grund- und Zielvor- 
stellungen, wie sie Rot-Grün 
stets in den Vordergrund 
rückt, sind hierbei fehl am 
Platz", so Fasse. 

In der anschließenden 
Diskussion machte Rüttgers 
deutlich, dass die CDU NRW 
die einzige Partei sei, die ein 
eigenständiges Programm 
für die Land- und Fortswirt- 
schaft erarbeitet habe: „Wir 
haben in unserer Politik im- 
mer deutlich gemacht, dass 
wir die Sorgen aller in der 
Land- und Forstwirtschaft 
Beschäftigten ernst nehmen. 
Wir sorgen für frischen Wind 
in der Agrarpolitik. Auf uns ist 

Verlass!" 
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Aus den Parteigremien 

Zustimmung zu einer maßvollen 
Gebührenerhöhung 

Im Anschluss an die Sitzung 
des Bundesfachausschus- 
ses Medienpolitik der CDU 
Deutschlands erklären der 
Vorsitzende, Günther H. 
Oettinger, und der stell- 
vertretende Vorsitzende, 
Bernd Neumann: 

Der BFA Medienpolitik 
fordert diejenigen Landtage, 
die noch nicht abschießend 
über den Achten Rundfunk- 
änderungsstaatsvertrag be- 
raten haben, auf, dem von 
den Ministerpräsidenten der 
Länder unterschriebenen 

Achten Rundfunkänderungs- 
staatsvertragunddamiteiner 
maßvollen Gebührenerhöh- 

ung zuzustimmen. 
Die Mitglieder des Bun- 

desfachausschusses fordern 
Veranstalter, Vermarkter, 
Gerätehersteller und Regu- 
lierer dringend auf, die Di- 
gitalisierung der Rundfunk- 
übertragung zu unterstützen 
und voran zu treiben. Not- 
wendig sind insbesondere 
eine zwischen den Ländern, 
Landesmedienanstalten und 
Unternehmen abgestimmte 
bundesweit einheitliche Stra- 

tegie, die mit der Einfüh- 
rung von digitalen Rund- 
funkübertragungssystemen 

zwangsläufig verbundenen 
Strukturveränderungen  so- 

wieeine breite Be- 
werbung der Vor- 
teile. 

Der Bundes- 
fachausschuss 
Medienpolitik 
der CDU Deutsch- 
lands ist für die 
Beibehaltung der 
Medienaufsicht 
durch die Gremien der öf- 
fentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten und der Lan- 
desmedienanstalten. Die Lan- 
desmedienanstalten werden 

aufgefordert, entsprechend 
der Protokollerklärung aller 
Länder zum Achten Rund- 
funkänderungsstaatsver- 
trag, ihre noch nicht genutz- 
ten Rationalisierungspoten- 

ziale mit dem Ziel zu er- 
schließen, eine Aufgabener- 
füllungder Landesmedienan- 

stalten über die am 31. De- 
zember 2008 endende Ge- 
bührenperiode hinaus finan- 
ziell zu sichern. Darüber hin- 
aus müssen Strukturverän- 
derungen mit dem Ziel fort- 
geführt werden, bundesweit 
einheitliche Zulassungsver- 
fahren und eine einheitliche 
Aufsichtfür bundesweite pri- 

vate Programme zu schaffen 
sowie die Digitalisierung der 

Rundfunkübertragungssys- 
teme  gemeinsam   mit  den 

Günther H. Oettinger MdL        Bernd NeumannMdB 

öffentlich-rechtlichen Rund- 
funkanstalten zu fördern. 

Der Bundesfachausschuss 

fordert die Bundesregierung, 
dieRundfunkkommissionder 

Länder und die öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstal- 

ten auf, gemeinsam mit der 
EU-Kommission konstruktiv 
fürden Erhalt eines zukunfts- 

fähigen dualen Rundfunksys- 

tems zu arbeiten. Dafür müs- 
sen die EU - Kommission und 
die Bundesrepublik Deutsch- 
land aufeinander zugehen- 

Die Kommission mussdie Be- 
sonderheiten des deutschen 
dualen Systems und dessen 
Finanzierung ebenso berück- 
sichtigen, wie auf der ande- 
ren Seite der öffentlich- 

rechtliche Rundfunk bezüg- 
lich seiner Finanzierung für 
ein maximales Maß an Trans- 
parenz sorgen muss. Der BFA 
setzt zur weiteren Bearbei- 

tung des Themas eine Ar- 
beitsgruppeein. 
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en Harteigremien 

CDU für Beitrittsverhandlungen mit 
Kroatien 

Der CDU-Bundesfachaus- 
schuss Europapolitik unter 
dem Vorsitz von Elmar Brok 
MdEP hat folgenden Be- 
schlussgefasst: 

Die CDU ruft den Rat 
der Europäischen Union auf, 
den Weg zu EU-Beitrittsver- 

handlungen mit Kroatien ab 
dem 17. März 2005 frei zu 
dachen. Kroatien erfüllt die 
hierfür notwendigen EU- 
Beitrittskriterien von Kopen- 
hagen. Die kroatische Regie- 
rung hat glaubhaft die not- 
wendigen Maßnahmen für 
e'ne uneingeschränkte Zu- 

sammenarbeit mit dem In- 
ternationalen Strafgerichts- 
hof für das ehemalige Jugos- 

•awien (ICTY) ergriffen. Ins- 
besondere hatdie kroatische 
Regierung glaubwürdig alles 
dafür getan, so bald wie mög- 
"ch den letzten Angeklagten 

Gotovina ausfindig zu ma- 

Elmar Brok MdEP 

chen, um ihn nach Den Haag 
überstellen zu können. Die 
CDU fordert die Regierun- 
gen der EU-Mitgliedstaaten 
dazu auf, die kroatische Re- 
gierung bei diesen Bemü- 
hungen uneingeschränkt zu 
unterstützen. 

Der Beginn der EU-Bei- 
trittsverhandlungen mit Kro- 

atien ist von überragender 
Bedeutung für die Stabilität 
der Länder des Westlichen 

Balkans, denen eine Bei- 
trittsperspektive von der 
EU versprochen wurde. Die 
potentiellen Beitrittsländer 
müssen sehen, dass sich 
politische, wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Refor- 
men von der Europäischen 

Union honoriert werden. Al- 
lerdings sollte die Europä- 
ische Union die EU-Beitritts- 
gespräche mit Kroatien mit 
der Bedingung verknüpfen, 
dass die kroatische Regie- 
rung auch künftig uneinge- 
schränkt mit dem ICTY zu- 
sammenarbeitet. Sollte sich 
künftig nachweislich her- 
ausstellen, dass die kroati- 
sche Regierung diese Bedin- 
gung nicht mehr erfüllt, 
sollte sich die Europäische 
Union die Option vorbehal- 
ten, die EU-Beitrittsverhand- 
lungen mit Kroatien suspen- 
dieren zu können. 

BSV-ABSTIMMUNG FÜR KREIS- UND LANDESVERBÄNDE 

Zur Abstimmung der Aus- 
artungen der Beitrags- 
Ur|d Spendenverwaltung 
(BSV) mit dem Ausweis der 

»Mitgliedsbeiträge" und 
der „Mandatsträgerbeiträ- 

8e und ähnlichen regel- 
mäfsigen Beiträge" im Re- 
chenschaftsbericht    2004, 

ist im Mitgliedernetz (siehe 
unter: „Organisation/Par- 
teiorganisation/Verträge 

und Finanzen) eine Excel- 
Tabelle („Ergänzende Aus- 
künfte zur BSV-Abstim- 

mung") jeweils für Landes- 
verbände und Kreisverbän- 

de eingestellt worden. www.cdunet.de 
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Aus den Parteigremien 

Kyoto-Protokoll fortentwickeln - 
Klimaschutzprogramm vorlegen 

Am 16. Februar 2005 ist das 
Kyoto-Protokoll in Kraft 
getreten. Dies ist sicherlich 
ein historischer Schritt für 
die internationale Klima- 
schutzpolitik, an dem die 
Union einen maßgeblichen 

Anteil hat. 
Es kann jedoch nur ein er- 

ster Schritt sein: Um eine 
Stabilisierung der Treibhaus- 
gasemissionen zu erreichen, 
muss das Kyoto-Protokoll 
fortentwickelt und qualita- 
tivverändert werden. Klima- 
schutz ist keine Aufgabe, die 
sich im Alleingang bewälti- 
gen lässt. Vielmehr müssen 
die USA und andere bislang 
noch abseits stehende In- 
dustriestaaten, aber auch 
die Schwellen- und Ent- 
wicklungsländer in die Kli- 
maschutzpolitik einbezogen 
werden. 

Auch auf nationaler Ebene 
besteht kein Anlass, sich im 
Rausch der Kyoto-Feiern auf 
den Lorbeeren auszuruhen. 
Seit 1999 hat sich der Aus- 
stoß des Klimagases Kohlen- 
dioxid nicht mehr verringert. 
Von dem noch unter einer 
unionsgeführten Bundesre- 
gierung vereinbarten Klima- 
schutzziel, die Kohlendioxid- 
Emissionen in Deutschland 
bis 2005 um 25 Prozent zu 

Peter Paziorek MdB 

senken, hat sich Rot-Grün 
kurzerhand verabschiedet - 
obwohl dieses Ziel seinerzeit 

im Klimaschutzprogramm 
des Jahres 2000 ausdrücklich 
bekräftigt wurde. 

Hier rächt sich, dass die 
rot-grüne Bundesregierung 
bislang weder ein tragfähi- 
ges Energiekonzept, noch ein 
schlüssiges Klimaschutzpro- 
gramm vorlegen konnte, das 
aufzeigt, wie die klimapoli- 
tischen Verpflichtungen er- 
füllt werden sollen. Bei der 
Altbausanierung, die ent- 
scheidend dazu beitragen 
könnte, im Klimaschutz vor- 
anzukommen, wurden kaum 
Fortschritte erreicht. Und 
noch weniger kann Rot-Grün 
die entscheidende Frage be- 
antworten, wie ein Ausstieg 

aus der kohlendioxidfreien 
Kernenergie   klimaverträg- 

lich bewältigt werden soll. 
Angesichts der verhee- 

renden Folgen für Mensch 
und Umwelt durch die Klima- 

veränderungen ist eine kon- 
sistente Klimaschutz-Strate- 
gie jedoch dringend erfor- 
derlich. Die Union setzt sich 
daher für eine effektive und 
wirtschaftlich verträglich 

Klimaschutzpolitik ein, bei 
der vorhandene Spielräume 
genutzt und Innovationen 

zum effizienteren Umgang 
mit Energie und Ressourcen 

vorangetrieben werden. Wir 
verfolgen eine Klima-Dop- 
pelstrategie: International 
die Fortentwicklung des 
Kyoto-Protokolls zu einem 
Kyoto-PLUS-Abkommen, 
mit dem die Klimaschutz- 

ziele kosteneffizienter und 
flexibler erreicht werden 
können und national die kon- 

sequente Umsetzung einer 
klimafreundlichen Politik- 
Damit sollen die Vorausset- 
zungen für eine ambitio- 

nierte und moderne Klima- 
schutzpolitik geschaffen 

werden, die sowohl auf na- 
tionaleralsauch auf interna- 

tionaler Ebene neue Maß' 
stäbe setzt. 

Peter Paziorek ist Vor- 
sitzender des BFA Umwelt-. 
Natur- und Klimaschutz. 
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„Weichen für bessere Bildung und 
nachhaltige Lernkultur sind gestellt" 

»Wir arbeiten an einem 
Bildungssystem, das inter- 
nationalen Maßstäben ge- 
recht wird." 

Dies erklärte Baden- 
Württembergs Kultusminis- 
terin Annette Schavan bei der 

Hoffnung der „Didac-ta", Eu- 
roPas größter Bildungs- 
rnesse. Die „Didacta" 2005 
rinde in einer Zeit dertiefgrei- 
fendsten Reformgeschichte 
des Bildungssystems in 

Deutschland statt. „Die Wei- 
chenfüreine bessere Bildung 
und eine nachhaltige Lern- 
kultur sind bereits gestellt", 
betonte die Ministerin. Scha- 
van verwies auf die Ein- 
führung von Bildungsstan- 
dards und die Evaluation des 
unterrichtes. 

Damit sei eine grundle- 
gende Umsteuerung des Bil- 
dungswesensverbunden. Die 
Schulen würden vielfältiger 
in ihren Konzepten und zu- 

§'eichvergleichbarerim Blick 
aiJf Ergebnisse. Wenn die 
Reformgeschichte im deut- 
Schen Bildungswesen erfolg- 
reich sein solle, brauche es je- 
doch einen anderen Ton in 
den Bildungsdebatten. Scha- 
Van beklagte, „dass von her- 
ausragenden Leistungen, 
°riginalität, Neugierde und 
esondere Eignungen kaum 

Annette Schavan MdL 

die Rede ist." Populärer seien 
Klagen über schwierige Kin- 
der, Schulabsolventen, die 
nicht lesen, schreiben und 
rechnen können, über faule 
Lehrer, überforderte Eltern 
und unfähige Bildungspoliti- 
ker. Es brauche wieder mehr 
Vertrauen in die Begabungen 
jungerMenschen und Freude 
an den Talenten von Kindern 
undjugendlichen. 

Integration 

Bildungspolitik müsse zu- 

nehmend einen wirksamen 
Beitrag zur Integrationspo- 

litik leisten. Darin sieht 
Schavan eine der wichtig- 
sten Aufgaben der nächsten 
Jahre. „Nirgends entschei- 
det sich so viel über gelin- 
gende oder misslingende In- 

tegration wie in der Schule", 
betonte die Ministerin. Aus- 
ländische Jugendliche dürf- 
ten nicht zu den Verlierern 
des deutschen Bildungssys- 
tems werden. Der Schlüssel 
für den schulischen Erfolg 
ausländischer Jugendlicher 
liege in der Sprache. Sprach- 
förderung, die vor der Schule 

einsetze, sei deshalb zwin- 
gend. „Kein Kind darf den er- 
sten Schultag erleben, ohne 
altersgerecht mit der deut- 
schen Sprache umzugehen", 
sagte die Ministerin. Spra- 
che werde auch immer mehr 
zum Problem deutscher Kin- 
der. Deshalb gewinne das 
Lernen in frühen Jahren an 
Bedeutung. Die Zeit zwi- 
schen dem dritten und sech- 
sten Lebensjahr müsse als 
eine gute Zeit für frühes 
Lernen entdeckt werden. Es 
müssten neue Wege der Ko- 
operation zwischen Kinder- 
tagesstätten und Grund- 
schulen eingeschlagen wer- 
den. In einem Orientierungs- 
plan für Bildung und Erzie- 
hung, wie er in einigen Bun- 
desländern bereits existiere, 
könnten Eltern und Kinder- 

tagesstätten hilfreiche Im- 
pulse für die Begleitung von 
Kindern beim Lernen im 
Alltag erhalten. 
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Armutsbericht 

Volker Ka uder 

Rot-Grün macht arm 
Der Armutsbericht der 
Bundesregierung macht 
einmal mehr deutlich: Un- 
ter Rot-Grün werden die 
Armen immer ärmer und 
die Reichen immer reicher. 

Seit dem Amtsantritt von 
Bundeskanzler Schröder ist 
die Schere zwischen Arm und 
Reich in diesem Land immer 
weiter auseinander gegan- 
gen - aller sozialdemokra- 
tischen Parteirhetorik zum 
Trotz. Tatsache ist: Rot-grü- 
ne Politik spaltet die Gesell- 
schaft. Rot-Grün macht arm. 

Das größte Armutsrisiko 

ist und bleibt der Verlust 
des Arbeitsplatzes. Eine 
wirksame Bekämpfung der 

wachsenden      Armut      in 

Volker Kauder 

Deutschland könntealso nur 
über die Schaffung neuer 

Arbeitsplätze gelingen. Hier 
hat Rot-Grün auf ganzer Li- 
nie versagt, wie der traurige 
Rekord von mehr als 5,2 Mil- 
lionen Arbeitslosen beweist. 
In  dieses triste  Bild  passt 

auch die jüngste Studie des 
UN-Kinderhilfswerks Unicef. 
Danach nimmt auch die 
Kinderarmut in Deutschland 
dramatisch zu. In kaum ei- 
nem anderen Industriestaat 

wuchs die Kinderarmut in 
den vergangenen Jahren der- 

art stark. 
Vordiesem bedrohlichen 

Hintergrund fordern wir den 

Bundeskanzler erneut auf, 
gemeinsam mit der Union 
ein Sofortprogramm gegen 
die Massenarbeitslosigkeit 

zu beschließen. Nur so lässt 
sich die wachsende Armut 
in Deutschland wirksam 
bekämpfen - im Interesse 
aller Menschen in diesem 

Land. 

HINTERGRUND „ZWEITER ARMUTS- UND REICHTUMSBERICHT" 

Nach dem „Zweiten Ar- 
muts- und Reichtumsbe- 
richt", den die Bundesre- 
gierung beschlossen hat, 
ist die Kluft zwischen Arm 
und Reich seit 1998 größer 
geworden. Danach hat sich 
der Anteil der Armen in der 
Bevölkerung von 12,1 % im 

Jahr 1998 über 12,7 Pro- 
zent im Jahr 2002 auf 
13,5%imjahr2003erhöht, 
das sind rund elf Millionen 

Menschen.   Mehr  als  ein 

Drittel der Armen stellen 
Alleinerziehende und ihre 
Kinder. Während das Risiko 
für Einkommensarmut un- 
ter den Älteren deutlich 
zurückgegangen ist, wird 
Arbeitslosigkeit immer 
mehr zur Hauptursache 
von sozialer Ausgrenzung. 
Das Armutsrisiko von Ar- 

beitslosen stieg von 45,9 
Prozent im Jahr 1998 auf 
56,3 Prozent im Jahr 2003. 
Zudem  sind  dem  Bericht 

zufolge die Privatvermö- 
gen in Deutschland sehr 
ungleich verteilt. Während 
die untere Hälfte der Haus- 
halte 2003 nur über etwas 
weniger als vier Prozent 
des gesamten Nettover- 
mögens verfügte, entfielen 
aufdieobersten 10 Prozent 

knapp47 Prozent. Die Zahl 
der verschuldeten Haus- 
halte stieg von 2,77 Millio- 
nen im Jahr 1999 auf 3,13 
Millionen im Jahr 2002. 
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Künast attackiert 
Freiheit der Wissen- 

schaft! 

Redeverbot für Wissen- 
schaftler; Verbote zur Ein- 
ziehung von Forschungs- 
anträgen; Nötigung von 
Forschern, bereits bewil- 
'•gte Forschungsprojekte 
n'cht auszuführen; Anord- 
nung, schon laufende For- 

schungsprojekte abzubre- 
chen; persönliche Repres- 
sionen gegen einzelne Wis- 

senschaftler: 
Das ist kein Reisebericht 

aus einer „fernen Bananen- 
rePublik",dasistderaktuelle 
Umgang der Bundesminis- 
terin für Verbraucherschutz, 
Ernährung   und   Landwirt- 

Heimut Heiderich 

schaft, Renate Künast, mit 
Wissenschaft und For- 
schung in Deutschland, so- 
bald diese das Feld Gen- 
technikbetrifft. 

Ein solches Verhalten 
einer Ministerin gegenüber 
den ihr unterstellten Res- 
sortforsch ungseinrichtun- 
gen des Bundes kann und 

darf nicht akzeptiert wer- 
den. 

Es ist ein Angriff auf die 
im Grundgesetz garantierte 
Freiheit derWissenschaft. Es 
verursacht schweren Scha- 
den für diese wichtige Zu- 
kunftstechnologie und für 
die Innovationsfähigkeit un- 
seres Landes. 

Wenn der Bundeskanzler 
so wie die Bundesminis- 
ter Bulmahn und Clement 
ständig die Gentechnik als 
Schlüsseltechnologie des 
21.Jahrhunderts herausstel- 
len, dürfen sie der Zerschla- 
gung dieses Forschungsbe- 
reichs durch das Kabinetts- 
mitglied Künast nicht länger 
tatenlos zusehen. 

Sonst machen sie sich 
nicht nur persönlich lächer- 

FISCHER HAT SEINE AMTSPFLICHTEN SCHWER VERLETZT 

2u den Äußerungen von 
Bundesaußenminister 
Joschka Fischer auf der 
Landesdelegiertenkonfe- 
renz der Grünen erklärte 
d>e Partei- und Fraktions- 
vorsitzende Angela Mer- 
kel: 

Außenminister Fischer 
hat zugegeben, dass er 
durch sein Verhalten über 
mindestens drei Jahre dem 
Visa-Missbrauch Vorschub 
leistet hat, ihn nicht ein- 
gedämmt und gestoppt hat, 
sondern im Gegenteil mas- 
senhaft ermöglicht und da- 

mit ganz 
konkret 

Schwarz- 
arbeit, 
Menschen- 

handel und 
Zwangs- 
prostitution 
begünstigt 
hat. Damit gibt er schwere 
Verletzungen seiner Amts- 

pflichten über einen langen 
Zeitraum zu.Joschka Fischer 
hat dem Land geschadet. 
Wenn er noch einen Funken 
Selbstachtung hätte, dann 
wüsste er, was zu tun ist. Es 

sind schon viele Mi- 
nister wegen sehr viel 

geringerer Anlässe zu- 
rückgetreten. 

Außenminister Fi- 
scher hatte klare Wor- 
te angekündigt, nach 
seinem Auftritt ist 
allerdings nur eines 

klar: Er flüchtet sich auf 
Parteiveranstaltungen ins 
Pauschale, bleibt aber die 
Antwort schuldig, wann er 

vordem Untersuchungsaus- 
schuss aussagen wird. Das 
werden wir ihm nicht durch- 
gehen lassen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

lieh, sondern opfern auch 
Deutschlands Zukunfts- 
chancen und Arbeitsplätze 
in dieser weltweit immer 
wichtigeren Technologie. 

Helmut Heiderich istder 
Beauftragte der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion für Bio- 
und Gentechnologie. 

SPD verharrt in 
Reaktionismus 

Die SPD zementiert weiter- 
hin ihre rückwärts gewand- 
ten Ansichten zur Studien- 
finanzierung. Mitallen Mit- 
teln sträuben sich die Sozi- 
aldemokraten, über eine 
zukunftsgerichtete Studi- 
enfinanzierung in Deutsch- 
land nachzudenken. 

Deutschlands Hochschu- 
len werden im internationa- 
len Wettbewerb nur mithal- 
ten können, wenn sich alle, 
die von ihnen profitieren, an 
ihrer Finanzierung beteili- 
gen. Der öffentliche Anteil 
der Finanzierung ist in den 
USA (0,9 Prozent BIP für 
tertiäre Bildungseinrichtun- 
gen) nicht höher als in 
Deutschland (1 Prozent BIP). 
Die USA-Hochschulen ha- 
ben allerdings viel mehr pri- 
vate Mittel zur Verfügung 
und sind dementsprechend 

leistungsfähiger. Der priva- 
te Finanzierungsanteil im 
Hochschulbereich lag 2001 
im OECD-Mittel bei 0,3 Pro- 

Katherina Reiche 

zent am BIP, in Deutschland 
lediglich bei 0,1 Prozent. 

Nach dem Verfassungs- 

gerichtsurteil ist klar, dass in 
Deutschland Studienbeiträ- 
ge eingeführt werden. Statt 
aber über die besten Modelle 
für moderate Studienbeiträ- 
ge und ihre soziale Abfede- 
rung durch Darlehensmo- 
delle zu beraten, sprechen 
sich die SPD-Fraktionschefs 
für einen Verschiebebahn- 
hof aus. Sie wollen Geld für 
Studierende an ihren Hoch- 
schulen aus anderen Bun- 
desländern. Sie vergessen 
dabei, dass durch einen Ver- 
schiebebahnhof keine müde 
Mark zusätzliches Geld an 
die deutschen Hochschulen 
kommt. Sie verkennen zu- 
dem, dass die Bundesländer 
unterschiedliche Beträge für 
die Studierenden ausgeben. 
In Baden-Württemberg sind 
es 2000 Euro mehr je Stu- 
dierenden als in Rheinland- 

Pfalz. Deutschland hat einen 
Länderfinanzausgleich, ein 

neues Ausgleichssystem ist 
nicht sachgerecht. 

Katherina Reiche ist die 
bildungspolitische Spreche- 
rin der CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion. 

Krise der Sozialversi- 
cherungen ist nur ge- 

meinsam zu lösen 

Die positive Entwicklung 
der Finanzlage in der ge- 
setzlichen Krankenversi- 
cherung ist der gemeinsame 

Erfolg von Union und Rot- 
Grün. Das im Konsens be- 
schlossene Gesundheits- 
modern i sie rungsgesetz 

(GMG) wirkt auch deshalb, 
weil die Union eine Reihe 
wichtiger struktureller Ele- 
mente durchsetzen konnte, 
die zu Kostensenkungen 

und Einnahmeverbesserun- 

gen beigetragen haben. 
Die finanzielle Konsoli- 

dierung sichert nicht nur die 

Leistungsfähigkeit der ge- 
setzlichen Krankenversiche- 
rung, sie ist auch elementare 

Voraussetzung für eine Sen- 
kung der Lohnnebenkosten. 

Ohne das GMG wären die 

Kassenbeiträge und die 
Schulden weiter gestiegen- 
Dies hätte zur Rationierung 
medizinischer Leistungen 
und zu einer Zwei-Klassen- 

Medizin geführt. Eine solche 
Entwicklung wäre aus so- 
zialer und gesellschaftliche'' 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Sicht fatal gewesen. Es war 
daher richtig, die Eigenver- 

antwortung der Patienten in 
sozial verträglicherweise zu 
stärken. Nachdem Patienten 
und Versicherte ihren An- 
teil beigetragen haben, sind 
jetzt aber auch die Kranken- 
kassen gefordert, ihrer Ver- 
antwortung gerecht zu wer- 
den und die Beiträge zu 
senken. 

Es zeigt sich einmal mehr, 
dass die Bundesregierung 

"ei der Bewältigung der mas- 
siven Probleme in der Wirt- 

schafts- und Sozialpolitik 
dann Erfolge vermelden 
kann, wenn sie sich auf eine 

Zusammenarbeit mit der 
Union einlässt. Deswegen 
sollte die Bundesregierung 

das Angebot der Union zu ei- 

Wolfgang Zöller 

nem Pakt für Deutschland 

umgehend aufgreifen. Dies 
ist angesichts der dramati- 
schen Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt unausweich- 
lich. 

Wolfgang Zöller ist Stell- 
vertretender Vorsitzendeder 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Nachholbedarf bei 
DDR-Gedenkstätten 

Die CDU/CSU-Fraktion im 
Deutschen Bundestag hat 
am4.Mai2004einen Antrag 
zur künftigen Gedenkstät- 
tenförderung beschlossen, 
der Grundlage für eine öf- 
fentliche Anhörung im Kul- 
turausschuss am 16. Fe- 
bruar 2005 war (Drs. 15/ 
3048). Folgende Aussagen 
aus der Anhörung sind her- 
vorzuheben: 
• Ein gemeinsames Ge- 
denkstättenkonzept für NS- 
Diktatur und SED-Diktatur 
ist sinnvoll und richtig. 

Es besteht Nachholbedarf 
bei den Gedenkstätten und 
Einrichtungen,  die   an   die 

250 TAGE EU-ERWEITERUNG 

Seit Mai 2004 ist die EU um 
2ehn Länder und 75 Millio- 
nen Menschen reicher. 

Der Integrationsprozess 
2wischen alten und neuen 
Mitgliedstaaten verlief bis 
jetzt geräuschlos.Oberaber 
auch problemlos lief, will 
der Berichterstatter für die 

EU-Osterweiterung im Aus- 
schuss für Wirtschaft und 
Arbeit, Jürgen Klimke, von 
oer Bundesregierung wis- 
sen. Eine Kleine Anfrage soll 
die Frage klären, wo wir 250 
Tage nach der Erweiterung 

stehen. „Wo müs- 
sen wir intensiv 

eingreifen und wo 
nur fein nachjustie- 

ren?" fragt Klimke. 
Denn die Chancen, 
die sich durch die 
_..-., .. Jürgen Klimke 
EU-Osterweite- 
rungergeben, müssen durch 

eine gezielte nationale Poli- 

tik begleitet werden. In der 
Anfrage werden daher auch 
konsequent die Bereiche 
Handwerk, Medien und In- 
formationstechnologie wie 
auch   Landwirtschaft   und 

Tourismus   abge- 
fragt. 
Die Themen Ver- 
kehrs-,   Bildungs- 
und    Schulpolitik 
runden die Kleine 
Anfrage ab. Klim- 
ke:   „Wir   können 

nicht daraufwarten, dass al- 
les gut geht. Wie in jeder 
Partnerschaft muss der All- 

taggemeistert und über Pro- 
bleme gesprochen werden. 
Schließlich wollen wir ja mit- 
einander und nicht nur ne- 
beneinander her leben." 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

SBZ-/DDR-Zeit erinnern. Ex- 

emplarische Gedenkstätten 
müssen institutionell geför- 
dert werden. 

Dem Bund kommt eine 
besondere Zuständigkeit bei 
der Erinnerungskultur zu. Er 
sollte Gedenkstätten beider 
deutschen Diktaturen des 
vergangenen Jahrhunderts 

fördern, die von nationaler 
Bedeutung sind. 

Es sollen keine grundsätz- 
lichen Unterschiede bei der 
Förderung von Gedenkstät- 
ten der beiden deutschen 
Diktaturen gemacht werden. 

Das „Gedenkstättenkon- 

zept des Bundes" von 1999 
berücksichtigt beide deut- 
sche Diktaturen, nicht erst 
der Antrag der CDU/CSU- 
Fraktion hat das gefordert. 

Für ausgewählte Gedenk- 

stätten von nationaler Be- 
deutung ist eine höhere 
Beteiligung des Bundes an 
den Bau- und Betriebskosten 
sinnvoll. Die Gedenkstätten 

müssen aber ihre Eigenstän- 
digkeit bewahren. 

Die nun in die Zuständig- 
keit der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur 

und Medien fallende „Stif- 
tung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur" ist ein mögli- 
cher Kristallisationskern für 

die künftige Erinnerung an 
das SED-Unrechtsregime. 

Deutschland mussdie Aufar- 
beitung der SED-Diktatur als 
Bestandteil  der  gemeinsa- 

Günter Nooke 

men deutschen Nationalge- 
schichte verstehen. Die Uni- 
onsfraktion hat mit ihrem 
Antrag darauf aufmerksam 
gemacht, dass entsprechen- 
de Gedenkstätten stärker in 
den Fokus nationaler Ge- 
denkkultur gehören. 

Zwei wichtige Kriterien, 
die hierfür erfüllt sein müs- 
sen, werden im Antrag ge- 
nannt: Die Gedenkstätte be- 
findet sich an einem Ort von 
herausragender historischer 

Bedeutung; und sie verfügt 
über ein spezifisches, unver- 
wechselbares Profil, das sich 
auf die Authentizität des Or- 

tes gründet. 
Die Aufgabe besteht nun 

darin, konkrete Orte für eine 
Bundesförderung zu benen- 
nen, die Entwicklungen der 
vergangenen Jahre zu be- 
werten und die Ergebnisse in 
ein zukunftsgerichtetes Ge- 

samtkonzept der Gedenk- 
stättenförderung des Bun- 
des unter Einbeziehung aller 
Beteiligten zu fassen. 

Die Anhörung hat ge- 
zeigt, dass die Union mit ih- 
rem Antrag den ersten we- 
sentlichen Schritt dazu ge- 
tan hat. 

Günter Nooke ist kultur- 
und medienpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Fraktion 

im Deutschen Bundestag. 

WEB-TIPP 

Für Ihre Arbeit vor Ort 
hat die Bundestagsfrak- 
tion folgende umfang- 
reiche Dokumentatio- 
nen erstellt: 

„Rot-grüne Visa-Poli- 
tik als Sicherheitsrisi- 
ko" unter 
http://www.cducsu.de/ 
upload/visaklaeden 
050214.pdf 

„Ergebnisse des Ver- 
mittlungsausschusses 
(Stand: Februar)" unter 
http://www.cducsu.de/ 
upload/vao502i7.pdf 

„Positionspapier zur 
Verbraucherpolitik der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion (Stand:Febru- 
ar)" unter 
http://www.cducsu. 
de/upload/verbraucher 

050216.pdf 

Weitere umfangreiche 
Informationen zur Ar- 
beit der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion finden 
Sie aufwww.cducsu.de 
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